
zeichnet wird, liegt im landesweiten zweiten
Wahlgang (Stichwahl) mit 60% der Stimmen
vor dem Kandidaten der regierenden Soziali-
sten, Kulturminister Iwan Marasow.

– R u ß l a n d / U S A .  Die in Genf geführ-
ten bilateralen Verhandlungen über einen
neuen Raketenabwehr-Vertrag werden auf
unbegrenzte Zeit ausgesetzt. In Presseberich-
ten heißt es, die für den 31. 10. geplante Un-
terzeichnung eines unterschriftsreifen Textes
sei in letzter Minute abgesagt worden. Das
russische Außenministerium erklärt, es gebe
noch „dramatische Unterschiede“ in den Auf-
fassungen beider Seiten.

4 . 1 1 . – N a h e r  O s t e n . Der britische
Außenminister Rifkind hält im Scheichtum
Abu Dhabi eine Grundsatzrede. Rifkind er-
klärt u.a., Saddam Hussein müsse „in seine
Grenzen verwiesen werden“: „So sehr auch
das Leiden des irakischen Volkes zu bedauern
ist, würde eine Lockerung der Sanktionen,
ohne daß der Irak die entsprechenden Resolu-
tionen des UN-Sicherheitsrates befolgt, dem
irakischen Volk auch nicht helfen.“ Was den
Iran betreffe, so machten dessen „Programm
zur Entwicklung von Massenvernichtungs-
waffen, seine Opposition gegen den Nahost-
Friedensprozeß, seine Verbindungen zum
Terrorismus es schwierig, eine normale Bezie-
hung ins Auge zu fassen“. Der kritische Dia-
log der Europäischen Union habe zwar zu „ei-
nigen kleinen Veränderungen geführt“, der
Mangel an echten Resultaten sei jedoch „zu-
tiefst enttäuschend“. – Am 6. 11. fordert Palä-
stinenserpräsident Arafat in einem Brief an
den israelischen Ministerpräsidenten Ne-
tanyahu eine klare Stellungnahme zur Sied-
lungspolitik. Netanyahu müsse eindeutig er-
klären, ob Israel weitere Siedlungen in den
besetzten Gebieten errichten wolle. – Am 26.
11. besucht Netanyahu demonstrativ die jüdi-
sche Siedlung Ariel im Westjordanland. Die
Palästinensische Autonomiebehörde unter-
bricht am gleichen Tag vorübergehend ihre
Teilnahme an den multilateralen Nahost-Ge-
sprächen, um damit gegen die israelische Po-
litik zu protestieren.

5 . 1 1 . – U S A .  Präsident Bill Clinton und
sein nominierter Vizepräsident Al Gore erhal-
ten das Mandat für eine zweite Amtszeit (vgl.
„Blätter“, 12/1992, S.1414). Für Clinton, den

1 . 1 1 . – A b r ü s t u n g .  Das Sekretariat
der Vereinten Nationen teilt in New York mit,
Ungarn habe am Vortag als 65. Staat das
„Übereinkommen über das Verbot der Ent-
wicklung, Herstellung, Lagerung und des Ein-
satzes chemischer Waffen und über die Ver-
nichtung solcher Waffen“ (vgl. „Blätter“,
3/1993, S.261) ratifiziert. Damit könne das
Vertragswerk nach Artikel XXI am 29. April
1997 in Kraft treten.

3 . 1 1 . – J u g o s l a w i e n .  Bei den Wah-
len in der Bundesrepublik Jugoslawien (Ser-
bien und Montenegro) erhalten die Soziali-
sten von Präsident Milosevic und die mit
ihnen verbündeten Gruppierungen rund 48%
der Stimmen und damit die absolute Mehr-
heit in der Abgeordnetenkammer. An zweiter
Stelle liegt das Oppositionsbündnis „Gemein-
sam“ mit rund 23%. – Am 9. 11. versetzt die
Präsidentin der bosnischen Serben, Biljana
Plavsic, den wegen Kriegsverbrechen in Den
Haag angeklagten Militärchef, General Ratko
Mladic, sowie weitere hohe Offiziere in den
Ruhestand. Frau Plavsic begründet die Entlas-
sungen mit „der bekannten Haltung der inter-
nationalen Gemeinschaft“, dankt aber den
Entlassenen ausdrücklich für das, „was sie für
das serbische Volk getan haben“. Als neuer
Militärchef wird am 10. 11. General Pero Colic
vereidigt. – Am 29. 11. verhängt das Jugosla-
wien-Tribunal der Vereinten Nationen in Den
Haag ein erstes Urteil. Der Kroate Drazen Er-
demovic wird wegen seiner Beteiligung an Er-
schießungen von Bosniaken nach dem Fall
von Srebrenica zur Höchststrafe von zehn
Jahren Gefängnis verurteilt. – Am 30. 11. eini-
gen sich die drei Mitglieder des bosnischen
Staatspräsidiums (vgl. „Blätter“, 11/1996,
S.1288) auf die Struktur einer Zentralregie-
rung. An der Spitze des künftigen Minister-
rats sollen zwei gleichberechtigte Vorsitzende
stehen, ein Serbe und ein Moslem; Stellver-
treter soll ein Kroate sein. Dem Ministerrat
gehören außerdem der Außenminister (ein
Kroate), der Minister für Öffentliche Fragen
und Kommunikation (ein Serbe) sowie der Mi-
nister für Außenhandel und Wirtschaftsbezie-
hungen (ein Moslem) an.

– B u l g a r i e n .  Petar Stojanow wird
neuer Staatspräsident, Stojanow, der in Pres-
seberichten als „Kandidat der Rechten“ be-
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1 2 . 1 1 . – U N O .  Die in New York tagen-
de 51. Generalversammlung der Vereinten
Nationen (zur Eröffnung vgl. „Blätter“,
11/1996, S.1288) fordert die USA erneut auf,
die gegenüber Kuba verhängte Wirtschafts-
blockade zu beenden. Eine entsprechende
Resolution wird mit der großen Mehrheit von
137 gegen 3 Stimmen (USA, Israel und Usbe-
kistan) bei 25 Enthaltungen angenommen. –
Vom 13.-17. 11. treffen sich in Rom auf Einla-
dung der Ernährungs- und Landwirtschaftsor-
ganisation der Vereinten Nationen (FAO)
Vertreter von 186 Staaten und 32 internatio-
nalen Organisationen zu einem „Welt-
ernährungs-Gipfel“. Verabschiedet werden
eine „Erklärung von Rom über Welt-
ernährungssicherheit“ sowie ein „Aktions-
plan“. – Am 15. 11. erteilt der Sicherheitsrat
das Mandat für den Einsatz einer multinatio-
nalen Eingreiftruppe („temporary multinatio-
nal force“) im Osten Zaires (vgl. „Blätter“,
12/1996, S.1414). Die Truppe unter dem Kom-
mando Kanadas soll vor allem humanitäre
Aufgaben haben. Der militärische Einsatz ist
zunächst bis zum 31. März 1997 befristet. –
Am 19. 11. steht im Sicherheitsrat in New York
in nichtöffentlicher Sitzung ein Resolutions-
entwurf zur Abstimmung, der eine Empfeh-
lung an die Generalversammlung enthält,
„Herrn Boutros Boutros-Ghali für eine zweite
Amtszeit vom 1. Januar 1997 bis 31. Dezem-
ber 2001 zum Generalsekretär der Vereinten
Nationen zu ernennen“. Der von zehn der 15
Ratsmitglieder (darunter die Bundesrepublik)
vorgelegte Text findet zwar mit 14 Stimmen
eine breite Mehrheit, wird jedoch mit einem
Veto der USA blockiert. In einem anschlie-
ßend veröffentlichten Kommuniqué heißt es,
der Rat werde seine Konsultationen über die-
ses Problem fortsetzen. Boutros Ghali läßt er-
klären, er halte trotz der amerikanischen Ab-
lehnung an seiner Kandidatur fest.

12.11.–Bundesverfassungsgericht.
Der Zweite Senat weist die Verfassungs-

beschwerde von drei ehemaligen Mitgliedern
des Nationalen Verteidigungsrates der DDR
zurück. Die Kläger, unter ihnen der frühere
DDR-Verteidigungsminister Heinz Keßler,
hatten Beschwerde gegen ihre Verurteilung
in einem der „Mauerschützen“-Prozesse ge-
führt und sich dabei auf das damals geltende
DDR-Recht berufen. In der einstimmig ergan-
genen Entscheidung aus Karlsruhe heißt es,
grundsätzlich gelte das Rückwirkungsverbot.
Dieser Grundsatz sei jedoch nicht unumstöß-

Kandidaten der Demokraten, werden 49,9%,
für den Kandidaten der Republikaner, Sena-
tor Bob Dole, 41,5% der Stimmen abgegeben.
Von den 538 Mitgliedern (Elektoren) des ei-
gentlichen Wahlgremiums (Electoral College)
sind damit auf Clinton 379 aus 31 Bundesstaa-
ten und auf Dole 159 aus 19 Bundesstaaten
verpflichtet. Die ebenfalls am 5. 11. stattfin-
dende Wahl zum Repräsentantenhaus (435
Abgeordnete) und Teilwahlen zum Senat (34
von 100 Senatoren) bringen keine wesent-
liche Änderung in der Zusammensetzung der
beiden Kammern des Kongresses, in denen
die Republikaner über die Mehrheit verfü-
gen. Unmittelbar nach Bekanntgabe der
Wahlergebnisse kündigen Außenminister
Warren Christopher, Verteidigungsminister
William Perry und weitere Kabinettsmitglie-
der ihren Rücktritt an.

6 . 1 1 . – E u r o p a r a t .  Kroatien wird im
Straßburger Palais de l’Europe als 40. Mit-
glied in den Europarat aufgenommen. Nach
Slowenien und Mazedonien ist Kroatien der
dritte Nachfolgestaat des früheren Jugoslawi-
en, der eine Einladung zum Beitritt erhält.

9 . 1 1 . – W E U .  Von den Mittelmeeran-
rainern Frankreich, Italien, Portugal und Spa-
nien wird eine terrestrische Eingreiftruppe
(EUROFOR) im Rahmen der Westeuropäi-
schen Union (WEU) geschaffen. Die neue
Truppe unter dem Kommando des spani-
schen Generals Juan Ortuno Such soll 9 000
Soldaten umfassen und ihr Hauptquartier in
Florenz haben. In Presseberichten heißt es,
über die Teilnahme an Operationen der
NATO und der Vereinten Nationen solle von
Fall zu Fall entschieden werden.

10. -11.11.–Lateinamerika. In der
chilenischen Hauptstadt Santiago und im Ba-
deort Vina del Mar findet der 6. Ibero-Ameri-
kanische Gipfel statt. Teilnehmer sind 19
Staats- bzw. Regierungschefs des Kontinents
sowie die Präsidenten Portugals und Spani-
ens. Nach einer Debatte über das Thema der
Konferenz („Regierbarkeit in einer effizienten
und partizipativen Demokratie“) heißt es in
einer Abschlußerklärung, politischer Pluralis-
mus, Achtung der Menschenrechte, Unab-
hängigkeit und gegenseitige Kontrolle der
Staatsgewalten sowie freie periodische und
transparente Wahlen seien die „essentiellen
Elemente der Demokratie“. Gleichzeitig wer-
den die Prinzipien der Unabhängigkeit,
Selbstbestimmung und Nichtintervention be-
kräftigt.
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lamentspräsident Scharetzki geführte Oppo-
sition durch, die ein Amtsenthebungsverfah-
ren gegen den Präsidenten eingeleitet hatte.
Zum Ergebnis des Referendums heißt es, bei
einer Wahlbeteiligung von 84% hätten 70,5%
der Wahlberechtigten für den Entwurf des
Präsidenten und nur 7,9% für die Gegenvor-
schläge des Parlaments gestimmt. Luka-
schenko kündigt am 25. 11. eine weitreichen-
de Umgestaltung von Parlament und Verfas-
sungsgericht noch bis Jahresende an. Scha-
retzki bezeichnet das Referendum als „Farce“
und spricht von einer massenhaften Fäl-
schung der Stimmzettel. Der russische Präsi-
dent Jelzin ruft beide Seiten zur Mäßigung
auf. Für Rußland habe Gewaltvermeidung ab-
soluten Vorrang.

2 7 . 1 1 . – S ü d a f r i k a / C h i n a . Präsi-
dent Mandela gibt in Johannisburg die Auf-
nahme diplomatischer Beziehungen zur
Volksrepublik China und den Abbruch der
Beziehungen zu Taiwan bekannt. Grund für
diese Entscheidung sei die neue Rolle Süd-
afrikas nach dem Ende der Apartheid.

2 9 . 1 1 . – Ö s t e r r e i c h .  Bundeskanzler
Vranitzky und Nationalratspräsident Fischer
legen in ihrer Eigenschaft als Vorsitzender
und stellvertretender Vorsitzender der Sozial-
demokratischen Partei Österreichs (SPÖ) in
Wien ein Positionspapier zur Außen- und Si-
cherheitspolitik vor. Die SPÖ, die mit der
Österreichischen Volkspartei (ÖVP) in einer
großen Koalition zusammenarbeitet, wendet
sich darin gegen eine volle Mitgliedschaft des
Landes in der Westeuropäischen Union und
der Nordatlantischen Allianz. Vranitzky er-
läutert diesen Standpunkt mit den Worten,
Österreich habe „auf absehbare Zeit keinen
Grund, einem Militärpakt beizutreten und zu
diesem Zweck seine Neutralität zu opfern“.
Der Bundeskanzler weist auf den WEU-Beob-
achterstatus Österreichs und auf die Mitwir-
kung in der NATO-„Partnerschaft für den
Frieden“ hin.

3 0 . 1 1 . – B ’ 9 0 / D i e  G r ü n e n . Die
Partei wählt auf einer Bundesversammlung in
Suhl (29. 11.-1. 12.) ihre Führungsspitze. Vor-
standssprecher Jürgen Trittin wird mit 474
von 672 Stimmen in seinem Amt bestätigt.
Neue Vorstandssprecherin wird die aus Sach-
sen stammende Gunda Röstel, die 486 von
691 Stimmen erhält. Frau Röstel ist Nachfol-
gerin von Christa Sager, die nicht mehr kandi-
diert hatte. Geschäftsführerin bleibt Heide
Rühle.

lich, wenn ein Staat mit seinen Befehlen „die
in der Völkergemeinschaft allgemein aner-
kannten Menschenrechte in schwerwiegen-
der Weise“ mißachte.

1 3 . - 1 6 . 1 1 . – D G B .  Der Deutsche
Gewerkschaftsbund verabschiedet auf sei-
nem 5. Außerordentlichen Bundeskongreß
ein neues Grundsatzprogramm. Der vorlie-
gende Entwurf der Antragskommission wird
von den Delegierten in mehreren Punkten
verändert. Eingefügt werden der Begriff einer
sozial regulierten Marktwirtschaft sowie die
Forderung nach einem weiteren Ausbau so-
zialer Sicherungssysteme.

1 4 . 1 1 . – N A T O .  Die spanische Ab-
geordnetenkammer ermächtigt die Regie-
rung zur Aufnahme von Verhandlungen über
eine volle Integration Spaniens in die Struktu-
ren der Nordatlantischen Allianz. Spanien
gehört dem Bündnis seit 1982 als 16. Mitglied
an (vgl. „Blätter“, 6/1982, S.643), hat jedoch
seine Streitkräfte bisher nicht der militäri-
schen Kommandostruktur unterstellt.

1 7 . 1 1 . – R u m ä n i e n . Der Kandidat
der in Opposition zur Regierung stehenden
Demokratischen Konvention (GDR), Emil
Constantinescu, kann die Stichwahl zur Präsi-
dentschaft für sich entscheiden. Auf Constan-
tinescu entfallen rund 55% der Stimmen, auf
den amtierenden Präsidenten Ion Iliescu
(vgl. „Blätter“, 7/1990, S.747) rund 45%.
Iliescu erklärt nach seiner Niederlage, er
werde auch weiterhin am politischen Leben
teilnehmen.

1 9 . 1 1 . – V a t i k a n / K u b a .  Papst Jo-
hannes Paul II empfängt im Vatikan den
kubanischen Präsidenten Castro in Privatau-
dienz. Es handelt sich um die erste Zusam-
menkunft der beiden Politiker. Der Papst
nimmt eine Einladung Castros zum Besuch
Kubas an.

2 3 . 1 1 . – R u ß l a n d .  Präsident Jelzin
unterzeichnet ein Dekret über den vollständi-
gen Abzug der russischen Truppen aus
Tschetschenien, deren Stärke in Presseberich-
ten mit 20 000 bis 25 000 Mann angegeben
wird. In Moskau heißt es dazu, dieser Schritt
solle den friedlichen Verlauf der für Januar
1997 angesetzen Parlaments- und Präsiden-
tenwahlen in Tschetschenien sicherstellen.

2 4 . 1 1 . – B e l a r u s .  Präsident Luka-
schenko läßt ein Verfassungsreferendum ab-
halten, das ihm erweiterte Vollmachten und
eine verlängerte Amtszeit einräumt. Luka-
schenko setzt sich damit gegen die von Par-


